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Ruedi Spöndlin: Zurzeit steht in der 
Schweiz die so genannte PID, die Prä-
implantations-Diagnostik, (vgl. Soziale 
Medizin 2.05 S. 53 ff.) zur Debatte. Bis-
her war es verboten, im Reagenzglas 
gezeugte Embryonen vor der Einpflan-
zung in den Mutterleib auf genetische 
Defekte zu testen. Nun hat der Bundes-
rat vorgeschlagen dieses Verbot zu lo-
ckern. Auch die Nationale Ethikkom-
mission im Humanbereich hat sich für 
die Zulassung der PID unter gewissen 
Voraussetzungen ausgesprochen (vgl. 
Soziale Medizin 1.08 S. 7 f.). Sie gehö-
ren zwar auch der Nationalen Ethik-
kommission an. Aber was sagen Sie per-
sönlich zur PID? 
Ruth Baumann-Hölzle: Ich sehe die 
Zulassung der PID als Teil einer länger-
fristigen Entwicklung, die mir Sorge be-
reitet. Das menschliche Leben war ein 
letzter Bereich, der sich lange Zeit der 
Verbrauchsmentalität entzog. Das hat 
sich aber geändert. Der entscheidendste 
Schritt hin zur Möglichkeit, menschli-
ches Leben für andere Zwecke zu ver-
brauchen, war das Stammzellenfor-
schungsgesetz, dem die Bevölkerung in 
der Volksabstimmung vom November 
2004 zugestimmt hat. Dieses erlaubt es, 
überzählige, bei der In-vitro-Fertilisation 
(IVF) entstandene Embryonen zu zerstö-
ren, indem man sie zur Gewinnung von 
menschlichen Stammzellen für die For-
schung benutzt. Der Trend, den Ver-
brauch menschlichen Lebens für andere 
Zwecke zuzulassen und dieses somit zu 
materialisieren, war aber schon vor Er-
lass des Stammzellenforschungsgesetzes 
zu beobachten und hält auch an. Ich kri-
tisiere diese Entwicklung, weil ich be-
zweifle, dass der Mensch dieser Steige-
rung der eigenen Handlungsmacht ge-
wachsen ist. Das menschliche Leben wird 
sozusagen zum „Nutztier“ degradiert. 
Paradoxerweise ist im Bereich der aus-
sermenschlichen Natur eine gegenläufige 
Bewegung zu beobachten. In unserer 
neuen Bundesverfassung, die zu Beginn 
des Jahres 2000 in Kraft getreten ist, ist 
die Würde der Kreatur verankert. Und 
Auf der politischen Tagesord-
nung stehen die Forschung am 
Menschen und die Zulassung der 
Präimplantationsdiagnostik. Zu 
erwarten sind brisante Diskussi-
onen über die ethischen Grenzen 
der Medizin. Dazu ein Gespräch 
mit der Leiterin des vor genau 
10 Jahren gegründeten Instituts 
‚Dialog Ethik’, das sich dem 
Ethik-Transfer in die Praxis 
widmet.  
Die Fragen stellte Ruedi Spöndlin
Menschenwürde
in der Praxis
Gespräch mit der Ethikerin 
Ruth Baumann-Hölzle
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die Nationale Ethikkommission im Aus-
serhumanbereich spricht selbst Pflanzen 
einen Eigenwert zu und bezeichnet bei-
spielsweise das Ausreissen von Blumen 
am Wegrand als problematisch. 
R.Sp.: Ist die PID nicht eine fast logische 
Weiterentwicklung der pränatalen Dia-
gnostik, der vorgeburtlichen Untersu-
chung von Embryonen auf genetische 
Defekte? Bei der herkömmlichen präna-
talen Diagnostik untersucht man den 
Embryo innerhalb des  Körpers der 
Mutter. Bei der PID untersucht man ihn 
hingegen ausserhalb, weil er im Rea-
genzglas gezeugt wurde. Man pflanzt 
ihn erst dann in den Mutterleib ein, 
nachdem man ihn gestestet hat.
R.B.-H.: Die PID hat ihre Logik, ist 
aber ein weiterer Schritt zur Technisie-
rung der Fortpflanzung. Bisher war die 
In-vitro-Fertilisation, die so genannte 
Reagenzglas-Zeugung, nur als Mittel 
akzeptiert, um unfruchtbaren Paaren ein 
Kind zu ermöglichen. Um Missbräuche 
zu verhindern, wurden die Vorausset-
zungen im Fortpflanzungsmedizingesetz 
sehr eng umschrieben. Die Nutzung der 
überzähligen Embryonen zu Forschungs-
zwecken war verboten, um den Eigen-
wert des menschlichen Lebens zu be-
wahren. 
R.Sp.: Die PID dient aber doch nicht in 
erster Linie der Forschung, sondern 
kommt den Interessen von Eltern nach 
einem gesunden Kind entgegen? 
R.B.-H.: Die Befürworter der PID 
argumentieren tatsächlich mit der Lei-
densverminderung. Sie sagen, es sei für 
ein Elternpaar doch viel einfacher, einen 
‚in vitro’ gezeugten Embryo vor der Ein-
pflanzung in den Mutterleib zu testen 
als nachher und der betroffenen Frau je 
nach Testergebnis einen Schwanger-
schaftsabbruch zuzumuten. Hinter den 
Bestrebungen, die PID zuzulassen stehen 
jedoch noch ganz andere Interessen, geht 
es doch auch vor allem darum, dass mehr 
überzählige Embryonen anfallen sollen. 
So beklagen sich Forschende beispiels-
weise, heutzutage stünden ihnen zu we-
nige Embryonen zur Gewinnung von 
Stammzellen zur Verfügung. Der Bun-
desrat versucht dies mit seinem Vorschlag 
zu verhindern, indem er trotz Zulassung 
der PID an der Beschränkung festhalten 
will, dass bei der In-vitro-Fertilisation 
pro Zyklus höchsten drei Embryonen 
erzeugt werden dürfen (vgl. Box). Ent-
scheidend werden auch die gesetzlichen 
Kriterien für die Anwendung der PID 
sein. Laut Vorschlag des Bundesrats soll 
eine erbliche Veranlagung für eine 
Krankheit genügen, die mit grosser 
Wahrscheinlichkeit vor dem 50. Lebens-
jahr ausbricht. Darunter können dem-
nach auch so genannt präsymptomati-
sche Krankheiten fallen, wie zum Bei-
spiel ein genetisch bedingtes erhöhtes 
Brustkrebsrisiko sein. Insofern handelt 
es sich nicht um sehr restriktive Krite-
rien. Trotzdem geht der Gesetzesvor-
schlag vielen Interessenträgern viel zu 
wenig weit und wird von dieser Seite als 
restriktiv eingestuft. Denkbar wären aber 
auch breitere Anwendungen. Denken 
Sie nur an die Diskussion über die so 
genannten Retterbabys, die extra gezeugt 
werden, um einem kranken Geschwister 
Rückenmark oder ganze Organe spen-
den zu können.  
dossier • ethik
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R.Sp.: Befürchten sie, dass die Zulas-
sung der PID einen Anreiz zu mehr Re-
agenzglaszeugungen schafft?
R.B.-H.: Das ist tatsächlich eine rea-
listische Befürchtung. Vorstellbar ist das 
Durchscreenen von künstlich gezeugten 
Embryonen. Denn die niedrige Erfolgs-
quote bei der IVF betrifft nur Paare mit 
einer Fertilitätsstörung. Bei Paaren ohne 
beeinträchtigte Fortpflanzungsfähigkeit 
ist sie hingegen hoch. Kann ein Paar 
ohne medizinische Hilfe ein Kind be-
kommen, hat es heute allerdings keinen 
Anlass, eine IVF in Anspruch zu neh-
men. Mit der PID könnte sich das aber 
ändern. Es kann tatsächlich sein, dass 
deswegen auch Paare ohne eingeschränk-
te Fortpflanzungsfähigkeit eine Reagenz-
glaszeugung in Anspruch nehmen wol-
len. Der Bundesrat verbietet in seinem 
Vorschlag explizit diese Form des Scree-
nings. Beobachtet man jedoch die Ent-
wicklung im Umgang mit embryonalem, 
menschlichem Leben, so steuern wir ex-
akt in diese Richtung.
R.Sp.: Weil sie den Anspruch erheben, 
um jeden Preis ein gesundes Kind zu be-
kommen?
R.B.-H.: Es geht nicht nur um einen 
Anspruchshaltung, sondern um eine 
eigentliche Umdeutung der Elternschaft. 
Die PID und andere vorgeburtliche Test-
möglichkeiten fördern die Einstellung, 
zu einer verantwortlichen Elternschaft 
gehöre es, diese Tests in Anspruch neh-
men zu müssen. Elternpaare können sich 
geradezu von der Gesellschaft dazu mo-
ralisch verpflichtet fühlen. 
R.Sp.: Lässt sich die Entwicklung zur 
Technisierung der Fortpflanzung über-
haupt noch aufhalten? 
R.B.-H.: Seit das Stammzellenfor-
schungsgesetz die Nutzung überzähliger 
Embryonen zur Gewinnung von Stamm-
zellen für die Forschung erlaubt, haben 
wir im Rahmen einer kohärenten Ge-
setzgebung tatsächlich nur noch schwa-
che Argumente gegen die PID und an-
dere Schritte in Richtung der Technisie-
rung. 
R.Sp.: Die Einstellung der Bevölkerung 
zu diesem Thema hat sich ja entschei-
dend gewandelt. Noch Ende der 1980er- 
und zu Beginn der 1990er Jahre waren 
die Vorbehalte gegenüber der Fortpflan-
zungsmedizin und Gentechnologie en-
orm. In einer Reihe von Kantonen, etwa 
in Basel-Stadt und St. Gallen, wurden 
in Volksabstimmungen rigorose Ver-
bote fortpflanzungsmedizinischer Me-
thoden beschlossen. Volksinitiativen, 
welche auf Restriktionen in der Fort-
pflanzungsmedizin abzielten, kamen 
mühelos zustande und genossen breite 
Unterstützung in unterschiedlichen po-
litischen Lagern. Das hat sich inzwi-
schen geändert. Ungefähr seit der Jahr-
tausendwende haben sich die Stimmbe-
so nicht eingetroffen sind. Damals stell-
ten sich viele vor, die Wissenschaft wer-
de die Menschen genetisch manipulie-
ren, ihnen den freien Willen rauben und 
monsterhafte Fabelwesen züchten, Mi-
schungen zwischen Mensch und Tier. 
Der Minotaurus und die Kentauren aus 
der griechischen Mythologie schienen 
plötzlich im Bereich des Machbaren zu 
liegen. Man hatte auch Angst davor, die 
Wissenschaft werde die Menschen vor 
der Geburt genetisch selektionieren. 
rechtigten im Bereich der Fortpflan-
zungsmedizin jeweils mit grosser Mehr-
heit für einen liberalen Kurs ausgespro-
chen, etwa beim Stammzellengesetz. 
R.B.-H.: Die entscheidende Frage in 
dieser Debatte ist, was man überhaupt 
als Missbrauch ansieht. Auch der Bun-
desrat nimmt in seinem neusten Entwurf 
zur PID wiederum Bezug auf die Men-
schenwürde, die es zu schützen gilt. Lan-
ge Zeit war es unbestritten, dass der 
Embryo einen Eigenwert hat. Man kann 
nun nicht gleichzeitig dem Embryo Men-
schenwürde zusprechen und PID zulas-
sen.  Weiter hat eine Gewöhnung an die 
Machbarkeit im Bereich der Fortpflan-
zung stattgefunden. Heute können Sie 
im Internet bei Samenbanken auswäh-
len, was für ein Kind Sie möchten – eines 
mit blauen oder braunen Augen, mit 
blonden oder dunklen Haaren. In den 
USA gibt es solche Angebote. Früher 
empfand man das als Missbrauch, heu-
te toleriert man es mit einem Achselzu-
cken. 
R.Sp.: Ist es nicht so, dass man vor 15 
oder 20 Jahren Befürchtungen hatte, die 
Eine Befürchtung war, Gen- und Fort-
pflanzungstechnologie würden einem 
totalitären Staat Vorschub leisten, der 
sogar auf die Erbanlagen der Menschen 
zugreift. In Wirklichkeit ist es bisher 
hingegen kaum zu fremdbestimmten 
Manipulationen gekommen. Die Wis-
senschaft zwingt niemanden, sondern 
macht verlockende Angebote, die man 
annehmen oder sein lassen kann. Sie 
passt sich ganz den Werten der Konsum-
gesellschaft an. 
R.B.-H.: Das ist richtig, in Sachen 
Fortpflanzungsmedizin herrscht tatsäch-
lich eine gewisse Konsumhaltung. Zwei-
fellos wird das werdende Leben dadurch 
zum Objekt degradiert. Die grosse Fra-
ge ist, welche Folgen dies hat, etwa auf 
das Zusammenleben in unserer Gesell-
schaft, auf den Respekt gegenüber dem 
anderen Menschen  und unseren Um-
gang mit Kindern. Die Erzeugung von 
Chimären, von Mischwesen zwischen 
Mensch und Tier, ist übrigens nicht ganz 
Phantasie geblieben. Man hat vereinzelt 
solche Wesen erzeugt. Und um das Sper-
ma von Samenspendern auf seine Wirk-
samkeit zu testen, befruchtet man damit 
}In Sachen Fortpflanzungsmedizin  
herrscht tatsächlich eine gewisse Konsumhaltung. 
…Die grosse Frage ist, welche Folgen dies 
hat, etwa auf das Zusammenleben in unserer 
Gesellschaft, auf den Respekt gegenüber dem 
anderen Menschen und unseren Umgang mit 
Kindern.
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Eizellen von Ratten. Auch das ist eine 
Methode, bei der kurzzeitig eine Chi-
märe gebildet wird. Diese Entwicklun-
gen sind derzeit noch nicht abgeschlos-
sen. Der Mentalitätswandel findet lang-
sam und schleichend statt. Die pränata-
le Selektion ist heute bereits zur Selbst-
verständlichkeit geworden, genauso wie 
Eingriffe ins menschliche Erbgut erprobt 
werden. Es ist nicht so, dass sich die Be-
fürchtungen nicht erfüllt haben, im 
Gegenteil, nur werden diese Handlun-
gen nicht mehr als „Missbrauch“ be-
trachtet. Wir haben keinen totalitären 
Staat, aber wir haben eine totalitäre 
Ökonomisierung fast aller menschlichen 
Handlungsfelder, auch in der Forschung 
und im Gesundheitswesen. Dazu gehört 
auch die Ausbeutung kranker Menschen 
und vorgeburtlichen Lebens zur finan-
ziellen Gewinnmaximierung. 
R.Sp.: Könnte auch die erhebliche Zu-
nahme von Kaiserschnitten Ausdruck 
einer Konsumhaltung und einer verän-
derten Einstellung gegenüber der Medi-
zinaltechnik sein?  
R.B.-H.: In städtischen Verhältnissen 
kommen heute tatsächlich 42 – 50 Pro-
zent alles Babys per Kaiserschnitt zur 
Welt. Ich denke, das ist tatsächlich auch 
Ausdruck der erwähnten Technisierung 
der menschlichen Reproduktion, die  zu-
dem gegenüber einer natürlichen Geburt 
finanziell interessanter ist . 
R.Sp.: Was halten Sie von der pränata-
len Diagnostik? Sie sind ja seit zwanzig 
Jahren Präsidentin und Mitbegründerin 
des ‚Vereins ganzheitliche Beratung und 
kritische Information zur pränatalen 
Diagnostik’, der zu diesem Thema per-
sönliche Beratung anbietet und Ent-
scheidungshilfen publiziert. 
R.B.-H.: Mit der pränatalen Diag-
nostik im grösseren Kontext der Ethik 
im Gesundheitswesen befasse ich mich 
schon sehr lange. Schon meine Lizenti-
atsarbeit war diesen Themen gewidmet 
und in den 1980er Jahren habe ich in 
den USA dazu promoviert. Die damali-
gen Diskussionen in den USA habe ich 
intensiv mitverfolgt. Als ich 1987 in die 
Schweiz zurückkehrte, engagierte ich 
mich bei einem Redaktionsteam, wel-
ches eine Informationsbroschüre für 
schwangere Frauen mit dem Titel ‚Risi-
ko Leben’ erarbeitete. Wir wollten da-
mals am Unispital Zürich eine Beratungs-
stelle aufbauen, was der damalige Re-
gierungsrat aber ablehnte. Damit woll-
ten wir uns nicht abfinden, da wir der 
Meinung waren, durch die pränatale 
Diagnostik stellten sich in Zusammen-
hang mit dem Schwangerschaftsabbruch 
ganz neue Fragen. Deshalb gründeten 
wir 1989 den ‚Verein ganzheitliche Be-
ratung und kritische Information zur 
pränatalen Diagnostik’. Bemerkenswert 
ist, dass sich sowohl Feministinnen als 
auch Frauen aus der religiös-konserva-
tiven ‚Recht auf Leben’-Bewegung von 
uns distanzierten, weil sie fanden, wir 
würden die pränatale Diagnostik nicht 
konsequent genug ablehnen. Uns ging 
und geht es mit diesem Verein um eine 
Problematisierung der pränatalen Dia-
gnostik hinsichtlich gesamtgesellschaft-
licher Entwicklungen einerseits und um 
die Sicherstellung der individuellen Ent-
scheidungsfreiheit der betroffenen Frau-
en andererseits. 
R.Sp.: Wie begründen Sie diese Haltung 
zur pränatalen Diagnostik?  
R.B.-H.: Meine Einstellung ist, dass 
eine Frau immer das Recht hat, sich 
gegen eine Schwangerschaft zu entschei-
den. Man darf keinen Menschen dazu 
zwingen, seinen Körper zur Erhaltung 
oder Entstehung eine anderen Lebens 
zur Verfügung zu stellen. Vor allem auf 
der politischen Ebene ist andererseits 
sicher zu stellen, dass Menschen mit 
einer Behinderung nicht diskriminiert 
werden. Eine Frau muss sich frei für oder 
gegen die Methoden der pränatalen Dia-
gnostik entscheiden können und die 
Konsequenzen ihrem Lebensentwurf ent-
sprechend ziehen können. Es darf bei-
spielsweise nicht sein, dass ihre Versi-
cherungsleistungen gekürzt oder die 
Unterstützungsleistungen verweigert 
werden, weil sie einen bestimmten Test 
nicht in Anspruch genommen hat. Die 
dossier • ethik
Dialog Ethik –  
das interdisziplinäre   
Institut für Ethik  
im Gesundheitswesen
Das Institut Dialog Ethik, das zurzeit 
sein zehnjähriges Bestehen feiert, 
wendet sich mit einer Vielzahl von Pu-
blikationen und Veranstaltungen an 
die Öffentlichkeit. Zu erwähnen sind 
beispielsweise das fünfbändige Hand-
buch ‚Ethik im Gesundheitswesen’ so-
wie der Praxisordner ‚Ethik im Ge-
sundheitswesen’.  
Weitere Informationen dazu finden 
sich unter www.dialog-ethik.ch.  
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politischen Rahmenbedingungen müs-
sen so sein, dass sie auch wirklich selbst 
bestimmt entscheiden kann. Dies setzt 
unter anderem auch gesellschaftliche 
Solidarität mit behinderten Menschen 
voraus. 
R.Sp.: Wie tragen Sie dazu bei, das 
Selbstbestimmungsrecht zu verwirkli-
chen?
R.B.-H.: Einerseits in der individu-
ellen Beratung betroffener Frauen, an-
dererseits indem wir in Spitälern und 
anderen Institutionen Entscheidungs-
räume einrichten, in Form von ethischen 
Unterstützungssystemen. Ethik muss in 
die normalen Abläufe dieser Institutio-
nen integriert und strukturwirksam wer-
den. Sie darf nicht als Beratung von aus-
sen kommen, sondern muss Teil des 
Handelns der Akteure innerhalb einer 
Organisation sein. In den USA habe ich 
Ethiker erlebt, die selbst einen weissen 
Kittel trugen und an die von den Be-
handlungsteams weitreichende Entschei-
de delegiert worden  waren. Dies aber 
führt zu einer Trennung zwischen Hand-
lung und Verantwortung. Stattdessen 
muss man diejenigen zu ethischen Ent-
scheidungen befähigen, die auch sonst 
mit den Patientinnen und Patienten zu 
tun haben. Gelungene Beispiele hierfür 
sind der Leitfaden für die Ärzteschaft 
zur Beratung bei vorgeburtlichen Unter-
suchungen oder das ethische Entschei-
dungsfindungsverfahren, welches ich 
von 1994 bis 1996 mit der Klinik für 
Neonatologie am Unispital Zürich er-
arbeitet habe und welches nun seit mehr 
als zwölf Jahren angewendet wird.  Auf 
diese Weise arbeitet auch das interdiszi-
plinäre Institut ‚Dialog Ethik’. Im Rah-
men dieses Instituts arbeiten wir inzwi-
schen mit den Teams von 16 Institutio-
nen, in denen wir die professionelle ethi-
sche Entscheidungsfindung fördern und 
unterstützen, unter anderem mit ver-
schiedenen Intensivstationen. Hierfür 
haben wir gemeinsam mit den Behand-
lungsteams verschiedenste ethische 
Unterstützungssysteme entwickelt und 
implementiert. Das erste Modell über-
haupt war das Modell„Sieben Schritte 
ethischer Entscheidungsfindung“, der 
„7 Schritte Dialog“. Es ist inzwischen 
Bestandteil von Ausbildungscurricula. 
Auch ist es als Basismodell die Grund-
lage für Weiterentwicklungen. Für die 
Anwendung unserer Modelle schulen 
wir an den jeweiligen Organisationen 
Moderatorinnen und Moderatoren, die 
innerhalb der Teams bei der ethischen 
Entscheidungsfindung zum Einsatz kom-
men. 
R.Sp.: Können Sie die Entscheidfindung 
nach so einem Modell kurz beschrie-
ben?
R.B.-H.: Ein solches Modell hat im-
mer eine institutionelle, eine organisa-
tionale Struktur und eine Ablaufstruk-
tur: Institutionell muss geklärt werden, 
wer eine ethische Gesprächsrunde ein-
berufen kann und wer das Gespräch 
moderiert, die Gesprächsrunde selbst 
hat eine Organisationsstruktur, meist 
einen inneren und einen äusseren Kreis. 
Zudem wird festgelegt, nach welchen 
Schritten das Gespräch geführt wird. 
Bei der Gesprächsführung geht es dar-
um, die Fakten einer Situation sorgfältig 
zu erheben und dann das jeweilige ethi-
sche Dilemma herauszuarbeiten. Weiter 
gilt es als nächstes, die Historie des ethi-
schen Dilemmas und dessen Kontext zu 
klären. Ein ethisches Dilemma führt oft 
zur irrigen Meinung, man habe nur ge-
rade zwei sich ausschliessende Verhal-
tensoptionen. Dies ist aber nur in der 
Notfallsituation so. Meist haben wir 
sehr viele Handlungsmöglichkeiten. Die-
se werden dann mittels eines Brainstor-
mings formuliert und anschliessend 
ethisch analysiert. Dabei wird die Ein-
griffstiefe einer Handlung bestimmt, 
denn bevor eine Handlung zum Zug 
kommt, sind die so genannt nieder-
schwelligen Handlungsoptionen auszu-
schöpfen. Dann wird aufgrund einer 
Güterabwägung ein Entscheid getroffen 
und festgelegt, wer wie darüber mit wem 
kommunizieren soll. Schliesslich wird 
der Entscheid in einem Protokoll schrift-
lich festgehalten und von der verant-
wortlichen juristischen Person unter-
schrieben.  Die so getroffenen Entschei-
de werden stets evaluiert. Das ethische 
Gespräch ist ein Konsensverfahren. Der 
Konsens aber, hat sich trotzdem daran 
zu messen, ob er dem Würde- und Auto-
nomieanspruch der Beteiligten gerecht 
wird. 
R.Sp.: Im Jargon der Journalisten wür-
de man sagen, sie haben die Ethik auf 
ein praxistaugliches Niveau „herunter 
gebrochen“.
R.B.-H.: Genau, das haben wir ge-
tan; „herunter gebrochen“ ist ein guter 
Ausdruck. Goethe konnte noch sagen: 
„Ich hatte keine Zeit, mich kürzer zu 
fassen“. In  kurzer Zeit geht es darum, 
ethisch komplexe Entscheidungssitua-
tionen so zu meistern, dass ein Entscheid 
gefunden werden kann, mit dem die Be-
teiligten leben können. Wir verstehen 
uns als intermediäre Organisation und 
haben zum Ziel, dass man ethische Über-
legungen dort versteht und anwenden 
kann, wo sie wirksam werden. Deshalb 
publizieren wir auch fast ausschliesslich 
in medizinischen, pflegewissenschaftli-
chen und ähnlichen Zeitschriften, nicht 
in philosophischen Fachpublikationen. 
Unsere Arbeitsweise nennen wir nach 
Christof Arn, dem Leiter Bildung von 
‚Dialog Ethik’, „Ethiktransfer“, das he-
runter Brechen der ethischen Theorie 
auf die Praxis. Dieser Transfer ist aber 
keine Einbahnstrasse. Aus der Praxis 
wiederum kommen die Anstösse für die 
Vertiefung und Modifikationen ethischer 
Theorien. Wir Ethikerinnen und Ethiker 
lernen dabei, was die Menschen in der 
Unsere
Gesprächspartnerin
Ruth Baumann-Hölzle, 
Dr. theol., Mitbegründerin und Lei-
terin des Interdisziplinären Insti-
tuts für Ethik im Gesundheitswe-
sen, Dialog Ethik, Leitung des 
Fachbereichs „Ethik-Foren und 
ethische Unterstützungssysteme“. 
Sie war und ist an interdisziplinä-
ren Nationalfonds-Forschungs-
projekten im Bereich Medizin, Pfle-
ge und Ethik beteiligt. Schwerpunkt 
ihrer Arbeit heute: Interdisziplinäre 
ethische Entscheidungsfindung im 
Gesundheitswesen allgemein und 
im Speziellen die Entwicklung von 
ethischen Entscheidungsfindungs-
verfahren in der angewandten kli-
nischen Ethik.
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Praxis beschäftigt. Diesen wechselseiti-
gen Prozess hat Christof Arn im Rahmen 
eines Nationalfondsprojekts unter-
sucht.  
R.Sp.: Entsprechen die Entscheidungs-
hilfen von ‚Dialog Ethik’ einem grossen 
Bedürfnis?
R.B.-H.: Ja, es gibt einen grossen Be-
darf nach Unterstützung bei ethischen 
Entscheidungen. Unsere heutige Medi-
zin kann so viel, dass sie sich nicht ein-
fach wie früher am Ziel der Lebenserhal-
tung orientieren kann. Gleichzeitig ha-
ben wir in unserer Gesellschaft nicht 
mehr alle den gleichen Sinnhorizont. 
Was für mich stimmt, stimmt nicht un-
bedingt auch für andere. Deshalb sind 
heutzutage sehr komplizierte ethische 
Entscheidungen zu treffen. Solche Ent-
scheidungen muss das involvierte Team 
erarbeiten, wenn die Patientin oder der 
Patient nicht urteilsfähig ist und keine 
Patientenverfügung vorliegt. Wichtig ist, 
meine persönlichen Einstellungen von 
der Haltung von ‚Dialog Ethik’ zu unter-
scheiden. ‚Dialog Ethik’ hilft den Betrof-
fenen, einen Entscheid zu treffen, aber 
drängt ihnen nicht eine Meinung auf. 
Unser Leitsatz heisst: Respekt und Fair-
ness im Gesundheitswesen. Wir sind 
heute bei ‚Dialog Ethik’ 25 engagierte 
Personen mit insgesamt acht Stellenpro-
zenten. Auch bei uns herrscht Werteplu-
ralität. Der Wertedissens ist für uns das 
Material, mit dem wir arbeiten. Unsere 
Wertebasis ist der individuelle Würde- 
und Autonomieanspruch der Menschen. 
Diese ist vor allem als Abwehrrecht zu 
verstehen. Patientinnen und Patienten 
können jede Behandlung ablehnen, aber 
nicht jede einfordern. Auch die Mitglie-
der der Behandlungsteams haben diesen 
Abwehranspruch im Rahmen der Pflich-
ten ihres Arbeitsvertrages.  
R.Sp.: Ist das Abwehrecht der Patientin-
nen und Patienten in der Medizin heute 
akzeptiert?
R.B.-H.: Die Medizin ist nach wie 
vor stark vom Prinzip der Lebenserhal-
tung geprägt, was ja auch sein Gutes 
hat. In gewissen Situationen, etwa auf 
den Intensivstationen und auf der Neo-
natologie oder ganz allgemein am Le-
bensende stösst dieses Prinzip an Gren-
zen. Es kommt in Konflikt mit dem Prin-
zip der Leidensvermeidung. Und dann 
ist die Kunst der ethischen Entschei-
dungsfindung gefragt.     
R.Sp.: Nebst ihrer Tätigkeit bei ‚Dialog 
Ethik’ sind sie ja Mitglied der natio-
nalen Ethikkommission im Humanbe-
reich  und der Ethikkommission des 
Kantons Zürich. Mir scheint, aus For-
schungskreisen hört man immer wieder 
unwillige Äusserungen über die Ethik-
kommissionen. Man bezeichnet sie als 
Verhinderer und Bremser.  
R.B.-H.: Man muss die verschiede-
nen Ethikkommissionen unterscheiden. 
Die nationale Ethikkommission NEK-
CNA setzt sich mit ethischen Grund-
satzthemen, wie der Frage der Stamm-
zellforschung oder der Forschung mit 
Kindern auseinander und erarbeitet 
Empfehlungen zu Handen der Politik. 
Sie ist dem Bundesrat direkt unterstellt. 
Die Empfehlungen der NEK-CNE wa-
ren und sind eher fortschrittsfreundlich 
ausgefallen und haben sich in keiner Art 
und Weise bremsend ausgewirkt. Es stellt 
sich aus meiner Sicht sogar die Frage, 
ob die NEK-CNE sich statt dessen nicht 
eher auf die Darstellung der verschiede-
nen Positionen und deren Argumenta-
tionsstränge beschränken müsste, statt 
Empfehlungen abzugeben. Die klini-
schen Ethikkommissionen an Organisa-
tionen wie Spitälern und Heimen sind 
sehr unterschiedlich organisiert und wer-
den oft bei Einzelfallentscheiden unter-
stützend beigezogen. Bei Dialog Ethik 
nennen wir solche klinischen Ethikkom-
missionen „Ethik-Foren“.  Diese arbei-
ten in den Organisationen auf allen Ent-
scheidungsebenen, von der Leitungsebe-
ne bis hin zur Ebene der Einzelfallent-
scheide. Die kantonalen Ethikkommis-
sionen prüfen und bewilligen For-
schungsprojekte. Diese sehen sich immer 
wieder mit der Kritik konfrontiert, sie 
würden zu langsam arbeiten oder nicht 
kohärent entscheiden. Schaut man ge-
nau hin, sind die Verzögerungen aller-
dings meistens darauf zurück zu führen, 
dass die Forschenden ungenügende 
Unterlagen eingereicht haben. Beispiels-
weise entspricht die Information der be-
teiligten Patientinnen und Patienten nicht 
der guten klinischen Praxis. Dann muss 
die Kommission das Gesuch zur Über-
arbeitung zurückwiesen. Die Forschen-
den selbst haben es also meist selber in 
der Hand, wie schnell ihre Gesuche be-
urteilt werden können. 
}Ich persönlich stützte mich auf eine 
Beziehungsethik. Das Gefühl für die Würde 
entwickelt sich meiner Ansicht nach in der 
liebevollen Begegnung von Mensch zu Mensch. 
… Nur in der liebevollen Beziehung zum Du kann 
der Mensch zum Ich werden.
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R.Sp.: Woran orientieren sich die Ethik-
kommissionen bei der Bewilligung von 
Forschungsprojekten?
R.B.-H.: An der so genannt „Good 
Clinical Practice“, welche die Patienten-
autonomie schützt. Oberstes Ziel ist es, 
dieser zum Durchbruch zu verhelfen. Da 
Patientinnen und Patienten naturgemäss 
in einem Abhängigkeitsverhältnis zu den 
Medizinalpersonen stehen, braucht es 
gewisse Rahmenbedingungen, damit ihr 
Autonomieanspruch nicht ein leeres 
Wort bleibt. Gewahrt ist die Patienten-
autonomie nur dann, wenn eine realis-
tische Möglichkeit besteht, die Zustim-
mung zu verweigern, und wenn der Ent-
scheid in Kenntnis aller relevanten Fak-
ten erfolgt. 
R.Sp.: In vielen Kantonen haben die 
Forschungsethikkommissionen schon 
eine gesetzliche Grundlage. Und mit 
dem eidgenössischen Humanfor-
schungsgesetz wird dies schon bald in 
der ganzen Schweiz der Fall sein. Wer-
den die Ethikkommissionen dadurch 
nicht zu einem Organ der Verwaltungs-
rechtspflege, welches das Gesetz anzu-
wenden hat und gegen dessen Entscheid 
Rechtsmittel erhoben werden kön-
nen?
R.B.-H.: Das ist richtig, die For-
schungsethikkommissionen sind Organe 
der Rechtspflege. Es stellt sich sogar die 
Frage, ob der Begriff „Ethikkommis-
sion“ den Tätigkeiten der Forschungs-
ethikkommissionen angemessen ist. 
Wenn das eidgenössische Humanfor-
schungsgesetz einmal in Kraft getreten 
ist, können sie dessen Inhalt nicht mehr 
hinterfragen, sondern nur noch inter-
pretieren. 
R.Sp.: Wenn man Ihre Publikationen 
liest, stösst man immer wieder auf den 
Begriff der Würde. Ist das für Sie der 
zentrale Begriff in der Ethik?
R.B.-.H.: Genau, die Menschenwür-
de und der Anspruch auf Autonomie 
sind für mich die Axiome jeder ethischen 
Entscheidung in Medizin und Pflege. 
Daraus ergeben sich dann die verschie-
denen Menschenrechte. Ohne solche 
Axiome wird jegliche Entscheidung be-
liebig.   
R.Sp.: Ist der Anspruch auf Autonomie 
ein Ausfluss der Menschenwürde, oder 
steht er selbständig daneben?
R.B.-H.: Das kommt darauf an, wie 
man die Würde des Menschen begrün-
det. Vor dem Philosophen Immanuel 
Kant, der im 18. Jahrhundert lebte, galt 
Menschenwürde in der westlichen Phi-
losophie immer als verliehene Würde. 
Die Bibel bezeichnete den Menschen als 
Ebenbild Gottes. Und deshalb hatte er 
an der Würde Gottes teil. Daraus ergab 
sich auch sein Recht auf Autonomie im 
Sinne eines Abwehrrechtes. Immanuel 
Kant gestand dem Menschen seine Wür-
de hingegen zu, weil er ein vernunftbe-
gabtes Wesen ist. Damit kehrte er das 
Verhältnis von Autonomie und Würde 
R.B.-H.: Das ist richtig, auch der 
Präferenz-Utilitarismus von Peter Singer 
beruht darauf, die menschliche Würde 
an gewisse Eigenschaften zu knüpfen. 
Dieses Denken ist weit verbreitet. Als 
Nationalrat Victor Ruffy im Jahr 1994 
einen Vorstoss zur Legalisierung der ak-
tiven Sterbehilfe einreichte, argumen-
tierte er ebenfalls damit, dass kranke 
Menschen ihre Würde verlieren würden. 
Eine humane Kultur muss aber auf dem 
umgekehrten Verhältnis beruhen, Wür-
de darf gerade nicht an Eigenschaften 
gebunden sein. Wie zerschunden ein 
Mensch auch ist, er oder sie hat immer 
in einem gewissen Sinne um. Würde hat 
nach Ansicht von Kant, wer vernunft-
gemäss handeln kann und somit über 
Autonomie verfügt. Trotzdem anerkann-
te Kant allen Menschen als Gattung per 
se Würde zu. Der von Kant verwendete 
Vernunftbegriff ist transzendental und 
nicht einfach eine Eigenschaft oder Fä-
higkeit. Trotzdem verbirgt sich hinter 
diesem Würdeverständnis die Gefahr, 
dass Menschen, die nicht vernunftge-
mäss handeln können, plötzlich die Men-
schenwürde abgesprochen wird. 
R.Sp.: Argumentiert nicht auch der um-
strittene australische Philosoph Peter 
Singer so. Er gesteht das Recht auf Le-
ben nur „Personen“ zu. Und „Person“ 
ist für ihn, wer einen Sinn für Vergan-
genheit und Zukunft hat und somit ein 
Interesse am Weiterleben haben kann. 
Dadurch kommt er zum Schluss, dass 
man Schimpansen nicht töten darf, aber 
behinderte Babys. 
Menschenwürde und verliert nie den 
Anspruch auf Menschenrechte. 
R.Sp.: Nun ist die Gottesebenbildlich-
keit des Menschen heute keine Vorstel-
lung mehr, die von der gesamten Gesell-
schaft geteilt wird. Für viele Menschen 
ist die Bibel kein Massstab. Wie kann 
man trotzdem begründen, dass Würde 
nicht von bestimmten Eigenschaften ab-
hängt?
R.B.-H.: Bei der Begründung der 
menschlichen Würde herrscht heute tat-
sächlich ein Pluralismus. Das muss ge-
rade so sein im Rahmen einer pluralis-
tischen Gesellschaft. Meiner Meinung 
nach ist es ein Grundsatzentscheid einer 
humanen Kultur, dass der Mensch un-
abhängig vom Vorliegen bestimmter 
Eigenschaften über Würde verfügt. Die 
Anerkennung dieses Axioms ist Voraus-
setzung für ein humanes Zusammenle-
ben, für die Demokratie und für die 
Menschenrechte. Wir kommen um sol-
}Wenn man auch Tieren und sogar  
Pflanzen eine ähnliche Würde wie dem Menschen 
zugesteht, relativiert man die Menschenwürde  …
Deshalb sollte man die Würde meines Erachtens 
dem Menschen vorbehalten. Das heisst nicht,  
dass man gegenüber der Natur rücksichtslos  
sein darf.
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che normative Wertsetzungen nicht he-
rum. Auch unsere Bundesverfassung be-
ruht beispielsweise auf diesem Würde-
verständnis. Auch könnte Amnesty Inter-
national ohne dieses Axiom nicht arbei-
ten. Wir könnten nicht gegen Guanta-
namo oder andere Menschenrechtsver-
letzungen Einspruch erheben. 
R.Sp.: Könnte man sagen, die Vorstel-
lung der Gottesebenbildlichkeit des 
Menschen habe in unserer Kultur eine 
so lange Tradition, dass auch heute die 
voraussetzungslose Menschenwürde 
als anerkannt gelten muss, sozusagen 
weil das von jeher so war?  
R.B.-H.: Die Vorstellung der Gottes-
ebenbildlichkeit hat tatsächlich eine lan-
ge Tradition, nicht nur im Christentum, 
sondern auch im Judentum und im Is-
lam – in allen so genannten Väterreli-
gionen. Trotzdem können wir in unserer 
säkularen Gesellschaft die Würde nicht 
mehr mit religiösen Traditionen begrün-
den. Die eine mag sie mit der Vernunft 
begründen, der andere mit seinem Glau-
ben und wieder eine anderer pragma-
tisch, weil es kein besseres Konzept 
gibt. 
R.Sp.: Wie begründen Sie persönlich die 
an keine Voraussetzung geknüpfte 
menschliche Würde?  
R.B.-H.: Ich persönlich stützte mich 
auf eine Beziehungsethik. Das Gefühl 
für die Würde entwickelt sich meiner 
Ansicht nach in der liebevollen Begeg-
nung von Mensch zu Mensch. Die lie-
bevolle Beziehung ist somit das höchste 
Gut. Nur in der liebevollen Beziehung 
zum Du kann der Mensch zum Ich wer-
den. Diese Beziehungsfähigkeit der Men-
schen untereinander gründet für mich 
im grossen Ich Gottes, das den Menschen 
als Du ins Dasein ruft und selber zum 
Ich werden lässt. Zu liebevollen Bezie-
hungen ist dieses Ich des Menschen be-
stimmt und kommt in erfüllten Bezie-
hungen mit anderen Menschen zu sich 
selbst. Ein Kind, das ohne liebevolle Be-
ziehungen aufwächst, wird zum Wolf. 
Es kann sich nicht zum Menschen ent-
wickeln. Kinder sind darauf angewiesen, 
dass sie von anderen Menschen geliebt 
werden, damit sie sich zu freien und lie-
benden Menschen entwickeln können. 
Eine liebevolle Beziehung ist schon in 
vorgeburtlichem Zustand wichtig. Wie 
sich eine Mutter zu ihrem ungeborenen 
Kind stellt, ist für dessen Entwicklung 
sehr prägend. Gelingen kann die liebe-
volle Begegnung zwischen uns Menschen 
allerdings nur, wenn wir uns gegenseitig 
nicht instrumentalisieren. Deshalb en-
gagiere ich mich dafür, dass Menschen 
im Gesundheitswesen nicht für die Zwe-
cke anderer vereinnahmt werden. Pa-
tientinnen und Patienten sind per se 
schon abhängig, das lässt sich nicht än-
dern. Sie können sich ihrer Krankheit 
nicht entledigen. Es gilt aber, ihre Ab-
hängigkeit so zu gestalten, dass Freiheit 
möglich wird.  
R.Sp.: Der erwähnte Peter Singer, der 
die Würde ganz ausgeprägt von Eigen-
schaften abhängig macht, ist ja ein ve-
hementer Tierschützer. Er gesteht auch 
Tieren ein Recht auf Leben zu, sofern 
sie über die betreffenden Eigenschaften 
verfügen. Das Konzept der vorausset-
zungslosen Würde knüpft hingegen da-
ran an, dass jemand ein Mensch ist. 
Schliesst das eine Anerkennung von 
Tierrechten aus? 
R.B.-H.: Nein, ich teile das Anliegen, 
dass man die Natur nicht absolut inst-
rumentalisieren soll. Wenn man auch 
Tieren und sogar Pflanzen – die natio-
nale Ethikkommission im Ausserhuman-
bereich hat ja die „Würde der Pflanze“ 
postuliert – eine ähnliche Würde wie 
dem Menschen zugesteht, relativiert man 
die Menschenwürde allerdings. Der Be-
griff der Würde wird dadurch sozusagen 
Präimplantationsdiagnostik (PID) 
heisst das Verfahren,  mit welchem ein 
im Reagenzglas gezeugter  Embryo 
auf genetische Störungen untersucht 
wird. In der  Schweiz  ist die PID bis 
heute  verboten. Die Mehrheit der Na-
tionalen Ethikkommission (NEK) im 
Humanbereich hält dieses Verbot für 
indäquat und hat  eine liberale Lösung 
empfohlen. Bundesrat  Couchepin hat 
jedoch grosse ethische Bedenken 
gegenüber der PID. Deshalb hat er im 
Februar dieses Jahres einen restrikti-
ven Gesetzesentwurf  präsentiert. Sein 
Entwurf stösst weitherum auf Kritik. 
Dies einerseits, weil er die Anzahl der 
pro Zyklus erzeugten Embryonen auf 
drei begrenzen will. Fachleute sind 
aber der Auffassung, nur bei ungefähr 
10 Embryonen  bestehe eine gute Aus-
sicht, einen gesunden Embryo zu fin-
den. Für Kritik sorgt andererseits, 
dass der Entwurf von Couchepin PID 
nur zulassen will, um eine schwere 
Erbkrankheit zu vermeiden, die wahr-
scheinlich vor dem fünfzigsten Le-
bensjahr ausbricht, und für die keine 
zweckmässige und wirksame Thera-
pie zur Verfügung steht. Zudem soll 
gemäss Vorschlag von Couchepin die 
Zeugung von  „Retter-Babys“ weiter-
hin verboten bleiben. Der bisherige 
NEK-Präsident Christoph Rehmann-
Sutter hat  den bundesrätlichen Vor-
schlag  als „zauderlich, paternalis-
tisch und unpraktikabel“ qualifiziert. 
NEK-Mitglied Jean Martin meint, 
dass angesichts einer solchen Gesetz-
gebung betroffenen Paaren weiterhin 
empfohlen werden müsse,  die Lösung 
anderswo - etwa in Belgien -  zu su-
chen.  Die Schweizerische Akademie 
der  Medizinischen Wissenschaften 
bezeichnet den Entwurf  als ungeeig-
net, eng, kompliziert  und bürokra-
tisch und fordert eine grundlegende 
Überarbeitung.
Alex Schwank
Weitere Informationen: 
www.bag.admin.ch/themen/medizin/
03878/06153/index.html?lang=de
Kritik an der PID-Vorlage
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eidgenössischen Humanforschungsge-
setz soll dieses Problem geregelt werden. 
Was sagen Sie dazu?
R.B.-H.: Ich denke, man kann For-
schung an nicht urteilsfähigen Menschen 
aus dem Eigeninteresse gerade dieser 
Menschen selbst nicht einfach verbieten. 
Es ist jedoch strikte darauf zu achten, 
dass nur an solch verletzlichen Patien-
tengruppen geforscht werden darf, wenn 
dies an urteilsfähigen nicht möglich ist 
und ausschliesslich für diejenigen Krank-
heiten, an denen diese Menschen selber 
leiden. Durch ein Verbot der Forschung 
mit nicht oder beschränkt urteilsfähigen 
Menschen würde man gewissen Bevöl-
kerungsgruppen eine sichere medizini-
sche Versorgung vorenthalten. Das gilt 
sowohl für Menschen, die infolge einer 
Demenz oder aus ähnlichen Gründen 
nicht urteilsfähig sind, als auch für Kin-
der. Nebenbei bemerkt: Kinder sind ja 
nicht einfach urteilsunfähig, ihre Urteils-
fähigkeit ist vielmehr beschränkt und 
nimmt mit zunehmendem Alter graduell 
zu. Auch demente oder andere urteils-
unfähige Menschen haben meist durch-
aus einen bestimmten Grad an Urteils-
fähigkeit. Medikamente für Kinder muss 
man an Kindern testen, solche für de-
mente Menschen an Dementen. Wie weit 
das zulässig sein soll, hängt von einer 
Abwägung zwischen dem zu erwarten-
den Nutzen und der Belastung durch 
den Test ab. Die Belastung und der mög-
liche Schaden bei Versuchen mit nicht 
urteilsfähigen Menschen müssen sich 
aber auf jeden Fall in engen Grenzen 
halten. Zudem kann man verlangen, 
dass die betroffenen Versuchspersonen 
zumindest einer Gruppe angehören, die 
auch Menschen umfasst, die davon einen 
Nutzen erwarten können. Diesbezüglich 
gibt es meines Erachtens eine gewisse 
Gruppensolidarität, weil sonst Angehö-
rige gewisser Bevölkerungsgruppen in 
der Gesundheitsversorgung diskrimi-
niert wären.
R.Sp.: Ruth Baumann-Hölzle, ich dan-
ken Ihnen vielmals für dieses interes-
sante und engagierte Gespräch. 
inflationär. Deshalb sollte man die Wür-
de meines Erachtens dem Menschen vor-
behalten. Das heisst nicht, dass man 
gegenüber der Natur rücksichtslos sein 
darf. Weil ich zu einem Tier eine Bezie-
hung eingehen kann, habe ich zu ihm 
eine andere Beziehung als zu einem Stein. 
Auf diese Weise komme ich zu einem 
abgestuften Verhältnis des Menschen zu 
seiner Mitwelt. Ich spreche bewusst nicht 
von Umwelt, sondern von Mitwelt, weil 
für mich die Möglichkeit einer Bezie-
hung sehr entscheidend ist. Die Natur 
ist aber auch die Lebensgrundlage des 
Menschen. Der Mensch muss aus Tieren 
oder Pflanzen gewonnene Produkte ver-
speisen, sonst kann er nicht leben. Er 
kommt nicht umhin, die Mitwelt zu nut-
zen. Im Gegensatz dazu darf der andere 
Mensch gerade nicht genutzt werden, 
sondern hat Anspruch darauf, als Sub-
jekt und nicht als Objekt behandelt zu 
werden. Damit die Natur dem Menschen 
auch in Zukunft zur Verfügung steht, 
muss er die Natur schon aus Eigennutz 
erhalten. 
R.Sp.: Für den Papst und die Kurie der 
katholischen Kirche bedeutet die Aner-
kennung der menschlichen Würde,  jeg-
lichen Schwangerschaftsabbruch und 
jede Form von Empfängnisverhütung 
abzulehnen. Kann man trotz Anerken-
nung einer voraussetzungslosen Men-
schenwürde einen Schwangerschaftsab-
bruch bejahen? 
R.B.-H.: Ja. Zwar kann niemand 
kann wissen, in welchem Stadium des 
Lebens die menschliche Würde beginnt 
und wann sie endet. Das ist sozusagen 
ein Geheimnis. Aber selbst wenn wir 
davon ausgehen, dass ein menschlicher 
Embryo eine vollwertige Person ist, de-
ren Würde man respektieren muss, gibt 
es ein Abwehrrecht der schwangeren 
Frau. So gesehen ist die Situation der 
ungewollten Schwangerschaft eine mo-
ralische Pattsituation: Entweder wird 
die Frau oder der Embryo respektive 
Fötus instrumentalisiert. Die Frau kann 
jedoch nicht verpflichtet werden, ihren 
Körper gegen ihren Willen zum Austra-
gen eines anderen Menschen zur Verfü-
gung zu stellen. Würden wir diese Pflicht 
gelten lassen, müssten auch andere Men-
schen verpflichtet werden könnten, ihren 
Körper zur Lebenserhaltung von ande-
ren Menschen zur Verfügung stellt. Dies 
würde aber zu gravierenden Integritäts-
verletzungen führen. So gesehen ist der 
Schwangerschaftsabbruch das kleinere 
Übel und die Freiheit der Frau zum Ge-
wissensentscheid muss respektiert wer-
den. 
R.Sp.: In nächster Zeit wird die Zuläs-
sigkeit der Forschung mit Kindern Ge-
genstand heftiger Diskussionen sein. Im 
}Patientinnen und Patienten sind 
per se schon abhängig, das lässt sich nicht 
ändern. Sie können sich ihrer Krankheit nicht 
entledigen. Es gilt aber, ihre Abhängigkeit 
so zu gestalten, dass Freiheit möglich  
wird.  
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In den letzten beiden Jahren hat sich 
die Nationale Ethikkommission im 
Bereich der Humanmedizin (NEK-
CNE) intensiv mit einem besonders 
sensiblen Thema befasst: Darf man 
Forschung mit Kindern betreiben, 
obwohl – zumindest kleine – Kinder 
nicht über genügend Urteilsvermö-
gen verfügen, um selbst über ihre 
Teilnahme an einer wissenschaft-
lichen Studie entscheiden zu kön-
nen? Hier eine Zusammenfassung 
ihrer Stellungnahme
Sind Kinder nicht gerade besonders schutzbedürftig und der Gefahr der Instrumentalisierung ausge-
setzt, wenn andere, nämlich ihre gesetz-
lichen Vertreter, über eine Forschungs-
teilnahme bestimmen dürfen – und Kin-
der damit unter Umständen Risiken und 
Belastungen aussetzt werden könnten, 
die ihrem Interessen und ihrem Wohl 
entgegenwirken? Trotz dieser Frage-
zeichen ist unbestritten, dass es mehr 
medizinische Forschung mit Kindern 
braucht, um das medizinische Wissen 
über sie zu erweitern. Dies ist dringend 
erforderlich, um beispielsweise die Ver-
abreichung von Medikamenten sicherer 
und wirkungsvoller zu machen. Gegen-
wärtig werden Kindern oftmals Präpara-
te verschrieben oder in Dosierungen ver-
abreicht, die nicht für die entsprechende 
Altersgruppe klinisch geprüft wurden. 
Aufgrund ihrer physiologischen, toxi-
kologischen und pharmakologischen Be-
sonderheiten sind Kinder jedoch keine 
„kleinen Erwachsenen“. Medizinische 
Forschung liegt somit generell auch in 
ihrem Interesse. 
Zu der Problemlage, wie Forschung 
mit Kindern und Jugendlichen angesichts 
ihrer Vulnerabilität und (oftmaligen) 
Urteils- und Entscheidungsunfähigkeit 
trotzdem ethisch legitimiert werden 
kann, hat die Kommission in ihrer jüngs-
ten Verlautbarung im März 2009 detail-
liert Stellung genommen (1). Sie entwi-
ckelt und prüft in ihrer Argumentation 
Schutzmassnahmen und Kriterien ver-
tretbarer Forschungsanliegen, deren Ein-
haltung vom ethischen Standpunkt aus 
unbedingt geboten ist. In der folgenden 
Darstellung möchten wir ausgewählte 
Argumente und Empfehlungen der Stel-
lungnahme vorstellen (2).
Urteilsfähigkeit
Eine Schüsselstelle für das Verhalten 
gegenüber Kindern und für das Zuge-
ständnis von Mitsprache- und Abwehr-
rechten ist nach Meinung der Kommis-
sion die Evaluation von Urteilsfähig-
keit. Da Urteilsfähigkeit immer in Bezug 
auf einen bestimmten Sachverhalt defi-
niert wird, sind entsprechend die kogni-
tiven und voluntativen Vorausset-
zungen für die Einwilligung einer ur-
teilsfähigen Person an höhere Bedin-
gungen gebunden als die Ablehnung 
einer Forschungshandlung, die z.B. 
auch mit nicht-sprachlichen Gesten aus-
gedrückt werden kann. Ausschlagge-
bend ist jedoch, von wem und nach wel-
chen Methoden die Urteilsfähigkeit ge-
messen wird. Es wäre nach Überle-
gungen der NEK-CNE verfehlt, hierfür 
fixe Altersgrenzen anzugeben, weil we-
niger das Alter als vielmehr die Reife des 
Kindes ausschlaggebend ist. Emotio-
nale, soziale und motivationale Pro-
zesse sowie Krankheitserfahrungen 
können die Ausbildung von Urteils- und 
Einwilligungskompetenz je nach dem 
unterstützen oder vermindern. Die Ent-
wicklung kognitiver und voluntativer 
Fähigkeiten des Kindes verläuft indivi-
duell und graduell, so dass für die Frage, 
ob allein das stellvertretende Einver-
ständnis der Eltern ausreicht, oder ob 
auch die Zustimmung des Kindes expli-
zit eingeholt werden muss, eine Beurtei-
lung der kindlichen Reife in einer Ein-
zelfallabklärung der Studien erforder-
lich wäre. Ein solches Vorgehen wäre 
ratsam, wenn beispielsweise die Eltern 
eine Studienteilnahme wünschen, weil 
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Das Problem der Bestimmung von 
Minimalität wurde in den USA mit einem 
Vergleich zu lösen versucht. Diejenigen 
Beeinträchtigungen gelten als minimal, 
die Gefährdungen im Alltag (z.B. Sterbe-
risiko im Strassenverkehr oder Verlet-
zungsgefahr im Sport) entsprechen. Eine 
solche Analogiebildung ist jedoch nicht 
nur unpräzise, sondern auch ethisch hei-
kel. Sie ignoriert die normative Frage, 
ob es ethisch vertretbar und gesellschaft-
lich wünschenswert sein sollte, dass Kin-
der im Alltag solchen teilweise hohen 
Risiken ausgesetzt sind, und übersieht, 
dass Kinder je nach sozialem Umfeld 
und Lebensraum unterschiedlichen All-
tagsrisiken und –belastungen unfreiwil-
lig und ohne Einflussmöglichkeiten aus-
gesetzt sind. Die Teilnahme an einer 
Forschungsstudie hingegen ist freiwillig 
– und damit sind in diesem Kontext auch 
mögliche Gefährdungen prinzipiell ver-
meidbar. 
Die Kommission, schlägt nun vor, 
die Minimalität von Beeinträchtigungen 
im Sinne der „Zumutbarkeit“ auszule-
gen (siehe Kernaussage C). Die Zumut-
barkeit wird nicht bloss aus den Dimen-
sionen der Wahrscheinlichkeit und des 
Schweregrades eines Schadens abgelei-
tet. Zusätzlich spielt es eine Rolle, wie 
das Kind eine bestimmte Intervention 
erlebt. Auch soll der subjektiven Pers-
pektive in der Auslegung der Zumutbar-
keit von Beeinträchtigungen mehr Ge-
wicht gegeben werden. Je nach spezifi-
sche Situation des Kindes (z.B. seinen 
Entwicklungsstand und Krankheitszu-
stand betreffend) soll festgelegt werden, 
was für dieses Kind zumutbar ist. Bei 
Studien, die mit einem möglichen Nut-
zen für das Kind selbst verbunden sind, 
gilt der Grundsatz, dass die Höhe des 
Risikos bzw. der Belastung im Verhält-
nis zur Art und zur Höhe des erwartba-
ren Nutzens stehen muss. Wenn mit der 
Studienteilnahme die begründete Hoff-
nung auf eine Verbesserung der Lebens-
qualität des Kindes besteht, ist es ver-
tretbar, höhere Risiken und Belastungen 
hinzunehmen. Eine vergleichbare Argu-
mentation ist jedoch für Forschung, aus 
denen nur Dritte einen Nutzen ziehen, 
nach Ansicht der NEK-CNE unzulässig. 
Auch utilitaristische Überlegungen, mög-
lichst vielen Kindern mit der Entwick-
lung neuer medizinischer diagnostischer, 
therapeutischer oder präventiver Ver-
fahren zu helfen, können eine unzumut-
Kindeswohl und -interessen
Prima facie geht die NEK-CNE davon 
aus, dass Eltern das Wohl und die Inte-
ressen des Kindes am besten vertreten 
können. Sie treffen einen Stellvertreter-
entscheid, der sich aber nicht an der 
Konstruktion einer hypothetischen Zu-
stimmung des Kindes (was würde es 
wollen, wenn es urteilsfähig wäre...) ori-
entieren kann, sondern seine besten In-
teressen zum Massstab nehmen soll. 
Kann das Kind sich jedoch äussern, wer-
den potenziell Konfliktfällen mit der el-
terlichen Bestimmung des Kindeswohls 
und –interesse möglich. Wenn diese 
Konflikte nicht beigelegt werden kön-
nen, sollte im Sinne einer Stärkung des 
Mitspracherechts des Kindes geprüft 
werden, ob Eigeninteressen der Eltern 
werden dürfen. Der Vorentwurf des Hu-
manforschungsgesetzes vom 1.2.2006 
schreibt für solche Fälle vor, dass Bela-
stungen und Risiken nur „minimal“ sein 
dürfen. Damit folgt er der etablierten Be-
grifflichkeit internationaler Regelungen 
und Richtlinien. Was jedoch in der Pra-
xis als „minimale“, d.h. kurzfristige 
nicht-gravierende Beeinträchtigung des 
Wohlbefindens verstanden wird, ist um-
stritten. Während einige die Verwen-
dung von Blut für Studienzwecke im 
Rahmen einer ohnehin vorgenommenen 
Blutentnahme als minimal einstufen, 
zählen andere auch die zusätzliche ve-
nöse Blutentnahme noch dazu. Diagnos-
tische Verfahren wie die Röntgenauf-
nahme können ebenfalls Belastungen 
verursachen, die eventuell langfristige 
Folgen nach sich ziehen könnten. 
Empfehlungen der NEK-CNE
In ihren Empfehlungen stützt die NEK-
CNE die medizinische Forschung mit 
Kindern, weil sie im Interesse der Kin-
dern selbst liegt. Sie fordert aber die 
konsequente Einhaltung ethischer 
Schutzkriterien. Die Kernaussagen der 
Kommission lauten:
Es gibt einen ethisch begründeten  =
Bedarf für Forschung mit Kindern. 
„Therapeutische“ Forschung mit Kin- =
dern muss ein angemessenes Verhält-
nis von Nutzen und Belastungen, von 
Chancen und Risiken für das betroffene 
Kind selbst aufweisen.
Forschung mit Kindern ohne mög- =
lichen individuellen Nutzen ist aus 
ethischen Gründen nicht auszuschlies-
sen, erfordert aber äusserste Vorsicht. 
Die Formulierung, dass Risiken und 
Belastungen in Forschungsvorhaben 
ohne möglichen individuellen Nutzen 
nur “minimal” sein dürfen, soll im Sinne 
der „Zumutbarkeit“ für die Kinder aus-
gelegt werden.
Nicht jede Anwendung von Medika- =
menten bei Kindern verlangt zwingend 
eine klinische Studie. Auch langjährige 
therapeutische Erfahrung in der Praxis 
rechtfertigt deren Anwendung.
sie darin für ihr krankes Kind eine letz-
te „therapeutische Chance“ sehen, das 
Kind diese Teilnahme aber ablehnt. (Es 
ist auch der umgekehrte Fall denkbar.) 
Im Falle, dass das Kind nach einer kind-
gerechten Aufklärung fähig ist, seine 
Krankheitssituation und das Fehlen von 
Therapiemöglichkeiten zu begreifen, 
sollten die Persönlichkeitsrechte des 
Kindes gestärkt und sein Wille berück-
sichtigt werden.
im Spiel sind, die ihre Bestimmung des-
sen, was für das Kind „gut“ sei, verzer-
ren können. 
‚Fremdnützige’ Forschung
Fraglich ist, ob Probandinnen und Pro-
banden in Forschungsprojekten, die für 
sie keinen individuellen Nutzen haben, 
Risiken oder Belastungen ausgesetzt 
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bare Beeinträchtigung des Wohls der 
Probandin oder des Probanden nicht 
rechtfertigen. 
Die ethische Rechtfertigung von For-
schung, die keinen möglichen individu-
ellen Nutzen für die Versuchsperson be-
inhaltet, bedarf besonders sorgfältiger 
Betrachtung. Die prinzipielle Wichtig-
keit dieser Art von Forschung bezweifelt 
die NEK-CNE nicht. Beispielsweise be-
nötigt man für die Entwicklung neuer 
diagnostischer Verfahren Untersuchun-
gen von gesunden Kindern, damit Nor-
mal- und Referenzwerte ermittelt wer-
den können. Kritische Stimmen gegen-
über so genannter „fremdnütziger“ For-
schung sehen jedoch darin eine Instru-
mentalisierung von Kindern zu Gunsten 
von Drittpersonen. Eine solche Instru-
mentalisierung stelle eine verfassungs-
widrige Missachtung der Würde des 
Kindes dar. Befürworter werfen hingegen 
ein, dass eine Instrumentalisierung nur 
teilweise geschehe, mit denen im Alltag 
vergleichbar sei und daher zulässig. Wür-
de man „fremdnützige“ Forschung hin-
gegen kategorisch verbieten, könne man 
darin eine Form der Diskriminierung 
von einwilligungsunfähigen Personen 
sehen, da diese vom medizinischen Fort-
schritt ausgeschlossen werden würden. 
Aber welche Gründe sprechen dafür?
Gruppennutzen, Solidarität und 
objektives Interesse 
Im Kontext „fremdnütziger“ For-
schung wägt die NEK-CNE in ihrer Stel-
lungnahme verschiedene Argumente 
ab, die in den Diskussionen vorgebracht 
wurden. Dies sind vor allem die Ver-
weise auf eine Solidarität mit kranken 
Kindern und der Gruppennutzen. Wäh-
rend einige zu Recht einwenden, dass 
Eltern über Solidaritätsleistungen von 
Kinder nicht verfügen dürfen –trotz ge-
setzliche Stellvertretung – weil dies eine 
Verletzung von Persönlichkeitsrechten 
des Kindes darstellen würde („nur ich 
darf entscheiden, ob ich altruistisch 
oder egoistisch handeln möchte“), legt 
die NEK-CNE Wert darauf, dass Kinder 
durchaus Gefühle der Solidarität gegen-
über anderen (Kinder oder Erwachsene) 
haben können. Daraus darf aber keine 
Pflicht zu solidarischem Handeln abge-
leitet werden (z.B. als Erziehungsmass-
nahme). Die Fähigkeit der Kinder zum 
solidarischen Handeln legt jedoch eine 
Erlaubnis „fremdnütziger“ Forschung 
nahe. 
Der Verweis auf einen Gruppennut-
zen, der als zusätzliches Schutzkriterium 
beispielsweise im Vorentwurf des Hu-
manforschungsgesetzes eingeführt wur-
de (die Forschung muss immerhin der 
gleichen Gruppe nützen, der das Kind 
angehört), scheint der Kommission hin-
gegen problematisch. So lässt sich nicht 
klar bestimmen, welches die „Gruppe“ 
denn ist. Ordnungen nach Altersspan-
nen, Krankheitstypen, aber auch nach 
sozialen, ökonomischen und geographi-
schen Kriterien wären hier möglich. 
Schwerer wiegen die Bedenken, dass da-
mit eine Forschung an Kindern für das 
Entstehen von Erwachsenenkrankheiten 
nicht zulässig wäre, obwohl diese im In-
teresse des Kindes liegen könnten, weil 
es selbst einmal erwachsen wird. Auch 
ist nicht einsichtig, weshalb das Kind 
sich nur mit einer bestimmten Gruppe 
solidarisch zeigen soll, anstatt grund-
sätzlich mit allen Menschen. Angesichts 
dessen, dass die Gruppendefinition von 
Dritten vorgenommen und damit eine 
Form der Fremdbestimmung darstellt, 
könnte eingewendet werden, dass hier 
eine „Schicksalsgemeinschaft“ definiert 
wird ohne Rücksichtnahme auf das rea-
len Empfinden der Betroffenen. Der ar-
gumentative Versuch, den Gruppennut-
zen als einen „erweiterten Eigennutzen“ 
auszulegen, ist für die NEK-CNE eben-
falls nicht überzeugend, weil für das in-
dividuelle Kind der Gruppenutzen im-
mer ein Fremdnutzen bleibt.
Alternativ könnte man aber ein „ob-
jektives Interesse“ des Kindes an For-
schung annehmen, welches darin besteht, 
dass angesichts der Möglichkeit des Kin-
des, selbst zu erkranken, dem Kind ein 
Interesse unterstellt werden darf, dass 
es die Erforschung solcher Krankheiten 
sowie einen medizinischen Fortschritt 
im Allgemeinen befürwortet. Das „ob-
jektive Interesse“ ist als eine Hypothese 
zu verstehen, welche durchaus widerlegt 
werden kann, z.B. durch Abwehrzeichen 
des Kindes gegen Forschungshandlun-
gen.
Nach Abwägung der vorgebrachten 
Argumente, um Forschung ohne mög-
lichen individuellen Nutzen für das Kind 
auf eine ethisch vertretbare Grundlage 
zu stellen, zieht die NEK-CNE den 
Schluss, dass für den Schutz des Kindes 
folgende Kriterien im Zentrum stehen 
sollen: die Achtung des Subsidaritäts-
prinzips (d.h. nur Forschung, die nicht 
auch an einwilligungsfähigen Personen 
getätigt werden könnten, ist erlaubt), 
die Einwilligung des gesetzlichen Ver-
treters bzw. urteilsfähigen Minderjähri-
gen, sowie die Zumutbarkeit von Risi-
ken und Belastungen. Als zusätzliche 
Schutzkriterien empfiehlt die Kommis-
sion, dass das Abwehrrecht der Kinder 
an niedrigere Bedingungen geknüpft und 
die Studie begleitend kontrolliert wird, 
z.B. durch den Einsatz einer externen 
Vertrauens- und Ansprechperson. Ein 
Verweis auf einen Gruppennutzen oder 
ein Solidaritätsgefühl stellen somit keine 
notwendigen Kriterien für die Zulassung 
sogenannter „fremdnütziger“ Studien 
dar, können aber den Wert solcher Stu-
dien unter Umständen aufzeigen.
Susanne Brauer,
PhD, wiss. Mitarbeiterin der NEK-CNE 
Christoph Rehmann-Sutter,
Prof. Dr. , Präsident der NEK-CNE bis 
März 2009.
Kontakt: NEK-CNE, 
c/o BAG, 3003 Bern, 
E-mail: Susanne.Brauer@bag.admin.ch
Fussnoten:
(1) Die Stellungnahme ist in deutscher, fran-
zösischer, italienischer und englischer Spra-
che online unter www.nek-cne.ch verfügbar 
und kann ebenfalls über das Sekretariat der 
NEK-CNE, c/o BAG, 3003 Bern, bezogen wer-
den.
(2) Ausgelassen werde die Darstellung des 
nationalen und internationalen Standes von 
Recht und Richtlinien sowie ethische Überle-
gungen der Kommission zum Begriff des Kin-
des, zur Schwierigkeit, zwischen „therapeu-
tischer“ und „nicht-therapeutischer“ For-
schung zu unterscheiden, zur Forschung in 
Notfallsituationen und zur Forschung mit Pla-
cebo.
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